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Erfolg bei der diesjährigen Wahl zum Eu-
ropäischen Parlament, machte deutlich,
dass bei künftigen Weltkongressen die ak-
tuelte Rechtslage In den sog. Reformländern
ebenso wie in der 3. Welt an Bedeutung ge-
winnen werde. In 3 Jahren, d. h. v. 25.-

27. 9. 2012 wird der XX. Weltkongress in San-
tiago de Chile /usammenkommen. Man
wird sehen, ob bis dahin die negativen
Folgen von Wirtschaftskrise und Globali-
sierung etwas reduziert sein werden, ob
dann immer noch 80 % der Weltbevölkerung
ohne Krankenversicherungsschutz sind.
Man kann mit Arturo Bronstem, seit 6 Jah-
ren ISLLSS- Generalsekretär, nur hoffen,
dass der Rechtsvergieich in Sydney Anre-
gungen zu einer Weiterentwicklung des Ar-
beits- und Sozialrechts in den Heimatlän-

dem geben wird, zumal nicht nur Wissen-
schaftler, sondern auch Regierungsvcrtreter
teilnahmen.

IV. Aimual Conference der International
Association of Labour Law Journals

Bereits am Wochenende vor der Weltkonfc-
renz hatte die Internationale Vereinigung
arbeitsrechtlicher Pach/eitschriften anläss-
lich ihres Jahrestreffens einen Workshop in
der Sydney Law School zu "l. abour and So-
cial Aspccts of the Global Economic Cri-
ses"z1 durchgeführt. Hier konnten die Gast-
geber, so zunächst JoeUen Rüey, Sydney,
und Antony Forsyth, Melbourne, für ihr
Land Entwarnung geben. Australien ist von
der Bankenkrise nur peripher erfasst, weil
es nur 4 Banken gibt22; das So/ialproclukt
steigt wieder, ebenso die Löhne (4 %}; die
Arbeitslosigkeit liegt bei 5, 9 %. Die neue
Labour Regierung23 hat eine "Fair Work
Agenda" aufgelegt, die neben der VVieder-
Einsetzung des traditionellen Award-Sys-
tems u. a. eine Insolvenzsicherung von Ar-
beitnehmeransprüchen sowie eine Ver-
pflichtung zu "Good Faith Bargaining" (Ta-
rifverhandlung nach Treu und Glauben)
enthält. Auf diese auch im US-amerikani-
sehen Recht bekannte, dort nach Aussagen
amerikanischer Teilnehmer nur bedingt cf-
fektive und dem Deutschen schwer vermit-

telbare Rüchtst'igur richlen sich einige Hoff-
nungen, doch ist noch unklar, welche kon-
kreten Rechtsfolgerungen sich für die Tarif-
praxis daraus ergeben. Die kanadischen
Vertreter Jeffrey Sack und Bemie Adell ver-
wiesen auf durchaus positive Erfahrungen
mit dieser Formel. So sei es in Kanada un-

zulässig, in Tarifrerhandlungen mit Be-
triebsschließungcn zu drohen - ein interes-
santer Ansatz.

Alan Neal, Uni Warwick, UK, nahm einen

sino-britischen Rechtsvergleich zum An-
lass, auf statistische Probleme in beiden
Ländern hinzuweisen: Eine britische Spe-
zialität ist etwa der "Advisory, Conciliation
and Arbitration Service" (ACAS) eine unab-
hängige Organisation, deren Aufgabe es ist,
bei Arbeitskonflikten und arbeitsrechtli-

chen Streitigkeiten eins Einigung herbeizi.1
l'ühren24. Sie s,\\t all^ümein .fls Vorbild l'Lir

ähnliche staatliche Schlichtungsstellen wie
etwa auch die Antidiskriminierungästelle
des Bundes. Allerdings habe sich gezeigt,
dass die früher vermeldeten Erfolgsquoten
von 80 % deutlich aufgebauscht gewesen
seien und heute eher vor-sichtig 29 % ange-
geben werden. Bestimmte Statistiken leiden
wohl unter dem Syndrom "Wer suchet, der
findet!"25, was Deutschland noch aus der
Bundesanstalt für Arbeit bekannt ist. Bmoi

Joseph, Rajagiri College of Social Sciences,
Kochi, Karala, Indien, informierte, dass In-
dien von der Weltfinanzkrise schwer getrof-
fen worden sei. Das Arbeitsrecht sei kom-

plex und un überschaubar, schon wegen der
Möglichkeit der Einzelstaaten, durch Son"
derregelungen von nationalen Gesetzen ab-
zuvveichen. Die aktuelle indische Entwick-

lung beschrieb er als "From employees' to
employers' markets", d. h. Verlängerung der
Arbeitszeiten, Aufweichung des Kündi-
gungsschutzes, prekäre Arbeit etc. Orsola
Razzoltni, Mailand, hatte ein umfangreiches
Papier unter dem Titel "Beyoncl the Con-
tract: ,Economic' anU ,Bureaucratic! Depen-
dence in Personal Work Rclations" vorgelegt
und wurde dafür vun einer Jury ausgezeich-
net. Unter Auswertung der europäischen
Kechtsentvt'icklung und Rspr. erkannte sie
eine von ihr unterstützte Tendenz, die Ge-

Währung rechtlichen Schutzes, vor allem ge-
gen Diskriminierungen, nicht primär von
der Vertragsqualißzierung abhängig zu ma-
chen, sondern auf eine dauerhafte Rechtsbe-

Ziehung, gekennzeichnet durch Hierarchie
bzw. Subordination und persönliche Leis-
tungserfüllung abzustellen. Das Jahrestref-
ten schioss mit einem Seminar in der Syd-
ney Law School im Rahmen der sog. Distin-
guislies Speakers Series ab. Gastredner
Prof. Katzuo Sugeno sprach über "Towards a
New Form of Flexicurity? h'luctuation Em-
ploymunt System and Labour Law in Japan ,
bereits oben erwähnt. Obwohl der Begriff
"Flexicurity" weltweit seinen Charme verlo-
ren und eher abschreckenden Charakter an-

genommen hat, vermittelte Sugeno an-
schaulich die jüngsten arbeitsrcchtlichen
Entwicklungen in Japan, von denen z. Zt.
noch nicht absehbar ist, ob sie Bestand ha-

ben werden. Möglicherweise wird auch der
dazugehörige Modebegriff beim nächsten
Weltkongress in 3 fahren oder sogar schon
bei nächsten Jahrestreffen der [nternational

Association in Vergessenheit geraten sein.

Rudolf Buschmann, Kassel

21 Man lernt immer neue Abkür/ungen: GEC =
Global Economic Crises; GFC = Global Financial

Crises.

22 Obwohl sich die Macquarie Bank gelegentlich
als Global Playergüricrt.

23 Siehe dazu oben II. 5.

24 Vgl. Jochmann-Döl!, Gleicher Lohn für gleich-
wRrrige Arbeit - Eine vergleichende Untersu-
chung, AuR 1992, 300 ff.

25 So etwa die anwaltliche Frage in Scheidungsfäl-
l("n: \\'ht-n \\'Wt: vt>ii lasl tiei i^n [»v \()LII' e.\-luis
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Siebtes Göttinger Forum
zum Arbeitsrecht -
"Die Zukunft der Kollektiv-
autonomie in Europa"
(Tagungsbe rieht)
Am 19. 6. 2009 fand zum 7. Mal das vom
Verein zur Förderung der Arbeitsrechtsver-
gleichung und des mternütionalen Arbeits-
rechts e. V. und dem Institut für Arheits-

recht der Georg-August-Universität Göttin-
gen ciusgenchtete Göttinger Forum zum Ar-
beitsrecht statt. Unter dem Thema »Die
Zukunft der KoUektivautononüe in Europa"
diskutierten ca. ^60 Teilnehmer aus Wis-
senschaft. lustr/. Verbänden und Wirtschaft

die Entwicklung des Tanfrechts m Europa.
Das Symposium erfolgte zugleich als Feier
zum 50. Jubiläum des Gött'mger Instituts für
Arbcitsrecht und zu Ehren von Prof. Dr.

Dres. h. c. Franz Gamillscheg, Emeritus an
der Uni Göftingen und Gründungsdsrektor
des Instituts.

Der l. Teil des Symposiums war durch das
Referat von Prof. Or. Thomas von Danwitz,
Richter am EuGH, zu "Grundfrciheiten und
Kollcktivautonomie" nebst ansch]. Diskiis-

sion geprägt. Von Danwitz ging auf die Lim-
str. Rspr. des EuCHem, namentlich die Fälle
Viking, Laval und Rüffert, obwohl es an sich
eher unüblich ist, eigene Judikatur nachträg-
lich zu erklären oder zu begründen. Umso
bemerkenswerter, dass sich von Danwitz'm

seinem Vortrag mit den Einwänden durcii-
aus selbstkritisch auseinandersetzte. Nach

kurzer Erläuterung der Entscheidungen ver-
deutlichte er, dass der £uG7-f auf eine an eu-

ropäischen Grundrechten und Grundfreihei-
ten orientierte und von nationalen Rechts-

Ordnungen und Rechtstraditionen losgelöste
rein europäische Rechtsprechung abziele,
Der EuGH sei nicht darauf aus, Rechtset-

zung zu betreiben, wie ihm häufig vorge-
warfen werde; jedoch sei das Gericht auf-
grund der teilweise sehr allgemein gehal-
tenen europäischen Rechtsetzung vielfach
zu einer ausgestaltenden Rechtsfortbildung-
gezwungen. Zu den angesprochenen Hnt-
Scheidungen meinte von Danwitz, dass
Grundfreiheiten und Kollektivautononiie in

der europäischen Rechtsordnung nach An-
sieht des EuGH gleichrangigen Schutz ge-
nießen. Diese seien im Einzelfall nach dem

Prinzip der praktischen Konkordanz im
Rahmen der Verhältnismäßigkeit auszuglei-
chen. Dies obliege Jedoch nicht dem EuGH,
sondern den jeweiligen nationalen Gerich-
ten. In der anschließenden von Prof. Dr.
Hansjörg Otto (Uni Göttingen) geleiteten
Diskussion wandte Prof. Dr. Thomas Diete-
rieh, Richter des BVerfG und Präsident des
BAG a. D., ein, dass die allgemeinen Frinzi-
pien der Grundrechtedogmatik seitens des
EuGH mehr Berücksichtigung finden soll-
ten; praktische Konkordanz sei ein Mittel
des Ausgleiches unter ̂ eichrangigen Rcch-
ten, vviihrencl der vum F(. ;G7Jl-ier;)nse/(»geiie
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Grundsatz der Verhältnismäßigkeit bei der
Rechtfertigung eines Eingriffs in Crunrl-
rechte Anwendung finde, worum es hier in-
des nicht gehe. Auf die Frage, ob durch die
Delegation an die nationalen Gerichte die
Gefahr unterschiedlicher Schutzniveaus be-
stehe, führte von Danwitz aus, dass der

EuGHdies grundsät/lich akzeptiere, weil an-
derenfalls bspw. der Schutz der Menschen-
würde in Deutschland in Folge einer I^armo-
nisierung nach unten nicht gewährleistet
sei. Die Kontrolle rler Verhältnismäßigkeit
der Streikziele obliege den nationalen Gc-
richten, weil der EnCHnur zu europarecht-
lichen Fragen Stellung nehmen könne, vväh-
rencl er konkrete TatsachenfeststeHungen
den nationalen Gerichten überlasse und in-

soweit zurückverweise. Auf die Frage, ob
sich rler HuGHnurvom einzelnen Fall leiten

lasse oder Grundsatzentscheidungen treffe,
gab von Danwitz eine zweigeteilte Antwort:
Einerseits nehme der HuGH grundsätzlich
nur zu einzelnen europarechtlichen Fragen
Stellung. Andererseits sei er sich durchaus
bevvusst, dass er teilweise die offene euro-

päische Rechtslage offensiv ausgestalte, ge-
racle durch die nachfolgenden Reaklionen
und erneute Vorlagen zur selben Thematik
aber die Möglichkeit bekomme, kritische
Stimmen und entstandene Auswirkungen
zu berücksichtigen.

Der 2. Teil des Forums nach der Mittags-
pause stand ganz im Lichte der Historie des
Göttinger Instituts für Arbeitsrecht und sei-
nes Gründungsdirektors Gamillscheg, indem
nun Rechtsvergleichung als traditioneller
Arbeitsbereich des Instituts den Gegenstand
der Vortrage bildete. Einleitend erläuterte
Prof. Dr. Rüdiger Krause, Uni Gottingen, was
geeignete Vergleichsparameter sind und wel-
ehe Kriterien für eine Länderauswahl heran-

gezogen werden können. Durch die nach-
folgenden Referate konnte anschaulich ein
Vergleich der Kollektivautonomiemodelle un-
terschiedticher europäischer Staaten vorge-
nommen werden.

Als Erste stellte Prof. ur, Martine Le Friant,
Uni Avignon, das französische Modell der
Kollektivautonomle vor. Danach ist das Kon-

zcpt der Kollektivautonomie in Frankreich,
meist als "Autonomie der Sozialpartner" üe-
zeichnet, eher theoretischer Natur und als

solches gänzlich anders als in Deutschland
ausgestaltet. Tarifautonomie und Tariffrei-
heit seien im Gegensatz zu Deutschland
nicht in der französischen Verfassung ver-
ankert. Vielmehr gebe die Verfassung dem
französischen Gesetzgeber die alleinige Zu-
ständigkejt, durch Gesetz Grundsätze des
Arbeits- und Gewerkschaftsrechts zu be-

ytimmcn. Aufgrund europarechtlicher Vor-
gaben finde gegenwärtig eine Entwicklung
der Kollektivautonomie in Frankreich statt.

So billige die französische Verfassung den
Sozialpartnern ebenfalls eine gewisse norm-
gebende Funktion zu, welche ein Prinzip
(!tj r Beli-iiligiin^ enthalte', rias sRiiit-' Aiis^i-'-
stültung flurch \'\ f^rffilire. Diirch neue' (;e-

setzgebung in Frankreich rücke zudem der
soziale Dialog zwischen Staat und So^ial-
Partnern in den Vordergrund. So sollen Ge-
setzescntwürfa im Bereich derArbeitsbezie-

hungen den Ergebnissen vorhergehender
Verhandlungen der Sozialpartner Rechnung
tragen, bevor diese ins Parlament einge-
bracht werden.

Dr. Anne C. L. Davies, Uni Oxford, Brase-

nose College, beschrieb die traditionelle Zu-
rückhaltung des britischen Gesetzgebers
(coliectivelaissez-faire). In der Praxis muss-
te eine Gewerkschaft, wollte sie einen TV
schließen, in den meisten Fällen zunächst

einen Streik fiihrcn, um als Verhandlungs-
partner des AG anerkannt zu werden. Ob-
wohl das Recht auf Streik nicht positiv for-
muliert ist, war nach den Ausführungen von
Davies alles erlaubt, was nicht verboten

war. In den 80er und Anfang der 90er Jahre
des letzten Jahrhunderts habe die Regie-
rung in Großbritannien erhebliche geset/-
liche Elnschränkungon des Arbeitskampfes
durchgesetzt. Wie Üav/e.? ausführte, brachte
dies die Kollektivautonomie in Großbritan-

nien fast /um Erliegen. Nach dem Regie-
rungswechsel 1997 wurden die rechtlichen
[Regelungen im Wesentlichen beibehalten
und nur wenig gelockert. Soweit eine Gc-
vverkschaft in einem Betrieb über genügend
Akzeptanz und daneben die "Anerkennung"
als Sozialpartner des AG erlangt, ist sie
berechtigt, v. w Hrreichung eines cntspre-
chendcn TV Arbeitskampfmittel an/uwen-
den.

Prof. Dr. Stein Evju, Uni Oslo, übernahm es,
die Modelle der skandinavischen Staaten zu
skizzieren. Trotz deutlicher Unterschiede in

der gesetzgeberischen Ausgestaltung des
kollektiven Arbeitsrechts bestehen nach sei-

neu Ausführungen viele Gemeinsamkeiten,
die es rechtfertigen, von einem nordischen,
wenn auch nicht von einem einheitlichen

Modell, zu sprechen. Das nordische Modell
zeichne sich als Gemeinschaftsmodell durch

Zusammenwirken der von Evju bezeichne-
ten Kraftfelder Staat, Wirtschaft und kollek-

tive Verhandlungen aus. Der Kollektivauto-
nomie, die alä Begriff nicht bekannt sei,
komme eine sehr große Bedeutung zu. In
umfangreichen TV würden fast alle wesent-
lichen Punkte rler Arbeitsbe/iehungen ge-
regelt. Die skandinavischen Staaten verfol-
gen nach Evjus Darstellung im Grundsatz
(las Prinzip der Tarifpluralität. Mit der Aus-
gestaltung des Grundrechts auf Arbeits-
kämpf erörterte Evju einen weiteren Aspekt,
in dem sich das nordische Modell von an"

deren unterscheidet. So gebe es aus nationa-
ler Sicht keine wirkliche Frierienspflicht.
Auch der Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit als Kampfgrenze sei den nationalen Ge-
gebenheiten fremd gewesen, Ruroparechtli-
ehe Entwicklungen, insbes. die Viking-Ent-
sc'hcitluny des FaCH LIIK] die t.'insei/iKig
«it'ui'iaisch^]' \''(H'i;<:il)(. *n, führten til)(-;r nun zu

einer Einschränkung der weitreichunden Ta-
rifautonomie in den skandinavischen Staaten.

Im Anschluss an die vergleichenden Aus-
führungen zu einzelnen Staaten betrachtete
Prof. Dr. Robert Rehhatin, Uni Wien, unter
dem Titel "Die Zukunft der Kollektivautony-
mie in Huropa - Tarifautonomie im Rechts-
vergleich" die kollektivrechtlichen Arbcits-
beziehungen in Europa in ihrer Gesamtheit.
Zu Beginn ging Kebhahn auf die unterschied-
liche Verbreitung, Struktur und Bedeutung
von TV in Europa ein. Er machte deutlich,
dass transnationale TV eher selten vorkom-

men und es innerhalb Europas sehr unter-
schiedliche Typen der Tarifstruktur gibt.
Rebhahn stellte insg. 5 Typen von Arbeits-
beziehungen gegenüber: "Nördlicher Korpo-
ratismus" (skandinavische Staaten), "Konti-
nentale Sozialpartnerschaft" (Mitteleuropa),
"Mediterrane Konfliktorientierung" (Süd-
Westeuropa), "Pluralistische Markorientie-
ning" (Großbritannien und Irland) und "Tran-
sition" (Ost- und Norclosteuropa). Ais Unter-
scheidungskriterien führte er u. a, die Rolle
des Staates in den Arbeitsbe/iehungen und
umgekehrt der Sozialpartner in der Politik,
die Streikhäufigkeit, den Stellenwert von TV
und den Grad der gewerkychaftlichen Orga-
nisation an. Rebhahn /eigte auch Gcmein-
satnkeitcn auf, so z. B. die Rolle der Gesctz-

geher bei der Regelung der Arbeitsbe/ie-
hungen. In 21 Mjtgliedstaatcn der EU gibt
es - wenn auch in verschiedenen Formen -
Mindestlöhne, was nach Ansicht Hebfiahns

zur Abnahme der Reichweite von TV beige-
tragen haben kann.

Die Leitung der abschl. Diskussion, in der
sich die Referenten des Nachmittags den
Fragen des Publikums stellten, sowie das
Schluäswort waren Hans Paa! Frey, Haupt-
geschäftsführer des Bundesarbeitgeberver-
bandes Chemie und Stv. Vorsitzender des

Fördervereins, vorbehalten. Dabei griff die
Auysprache auf aktuelle Probleme der Kol-
lektivautonomie über. So wurde die Fra^c
nach der Tarifeinhcit in den durch die Refe-

rate dargestellten Ländern gestellt. Bei Ihrer
Beantwortung wurden die unterschiedli-
chen Modelle in den einzelnen Mitgliedstaa-
ten nochmals deutlich. Für üavws ist dieses

Problem noch ungelöst. In Frankreich wie
auch in den skandinavischen Staaten ist

dies nach Auskunft von Le Friantund Evju
kein streitiges Thema. In Frankreich .sei Ta-
riteinhcit das geltende Prinzip, in Skanrlina-
vien nicht. Prof. Dr. Drcs. h. c. Konzen regte
hierzu im Lichte des Rechtsvergleichs an zu
überlegen, üb man diesbezüglich von einan-
der lernen könne. Ohne diese Frage zu be-
antworten, meinte er, das eigentliche Pro-
blem sei nicht die Geltung verschiedener
TV, sondern der ständige Tarifkampf. Weite-
res Diskussionsthema war die AGB-Kon-

trolle von vorformulierten Arbeitsverträgen
und ihr Verhältnis zur Inhaltskontrolle von

Kollektivverträgen. In Österreich wie auch
in der .Sc1i\\'c;iz, fiat - so Reithithn - AGB-
Kunit't)!!^ ini . \fl)(litt ir('cht keincrlf. 'i Re l i^
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van/. Anders stellt sich flies in den skandi-

navischen Staaten dar. Individualvertrage
unterliegen nach Auskunft von Evju wegen
der Anwendung des allgemeinen Vertrags-
gesetzes der Inhaltskuntrolle. Thuoretiych
bestehe diese Möglichkeit auch für Kollektiv-
vertrage, was in der Praxis bisher aber nicht
relevant gewesen sei. Davses konnte die
Frage nach einer fnhaltskontrolle von Kol-
lektivverträgen mit einen einfachen und
klaren "N'o" beantworten. Auch in Frank-

reich findet keine lnhaltskontro]le in Bezug
auf TV statt. Dies begründete Le h'rjantüä-
mit, dass tarifliche Regelungen in Frank-
reic;h für diü AN auch zu einer Verschlechte-

rung im Vergleich zur gesetzlichen Lage
führen könnten.

Hinen emotionalen Höhepunkt bildete die
abschließende spontane Ansprache von
Frdnz Camiiischeg, der die Anfänge des
Instituts für Arbeitsrecht und die erfblgrei-
chen 50 Jahre Arbeitsrecht in Göttingen
schilderte. Mit stehendem Applaus zollte das
Auditorium den Verdiensten Franz Gamill-

schegü Anerkennung und Respekt. Der in-
tensive Meinungsaustausch /vviychen VVis-
scnschaft, Justiz, Verbänden und Wirtschaft

wirrl mit dem 8. Göttinger Forum zum Ar-
beitsrecht 2010, dann wieder im Herbst,
seine Fortsetzung finden.

VViss. Mitarbeiter Paul Brummer,
Uni Göttingcn

Aufsichtsbehörden zum
Arbeitnehmerdatenschutz -
Dokumentation

(sus dem 22. Tätigkeitsbericht der für den
Datenschutz im nicht Öffentlichen Bereich

in Hessen zuständigen Aufsichtsbehörden;
vorgelegt mit der Steliungnahme zum 37.
Tätigkeitsbericht des Hess. Datenschutz-
beauftragten [Drucks. 18/106] v. 1. 9. 2009
nach § 30 Abs. 2 Hess. DatenschuUgesctz
IdFv. 7. 1. 1999')

Ausgesuchte Probleme und Einzelfälle

12. Arbeitnehmerdatenschutz

12. 1 Mitarbeiterüberwachung in
Lebensmittelmärkten

Im Berichtsjahr vvLirden die Aufsichtsbehör-
den im Bundesgebiet mit mehreren Fällen
rler Mitarbeiterübervvachung in Lcbensmit-
telmärkten konfrontiert, die bei weitem die

Grenze des rechtlich Zulässigen übcrschrit-
tcn. Auslöser für umfangreiche datenschut/:-
rechtliche Überprüfungen war der Bericht
eines Nachrichtenmagazins, dem/'ufolge die
Mitarbeiter in den Filialen eines großen Le-
bensmitteldiscounters einer systematischen
Bespitzelung durch den Einsatz von Video-
kameras, Detekteien und anderen Sicher-

heitsunternehmen ausgesetzt waren. Der
Artikf-'l ^iitliiclt Ai. is/'ü^c ttus l'insi. itzprtHo-
kollcn, in denen u. ;i. liiFormLitiunen ;)u.s

dem Privatleben, z. B. über Be/'iehungypro-
bleme oder finanzielle Schwierigkeiten so-
wie über das Verhalten der Mitarbeiter bei

der Arbeit und im Umgang miteinander be-
richtet wurde, Auftraggeber der Detekteien
waren die rechtlich selbytändigen VertriRbs-
gesellschat'ten des Lebensmitteldiscounters,
die sich auf 12 Bundesländer verteilen. Da-
her leiteten die für die Unternehmenssit/e

zuständigen 12 Aufsichtsbehörden gegen
die jeweiligen Vertriebsgesellschaften da-
tenschutzrechtliche Uberprüfungsverfahren
ein, deren Koordjnation die Aufsichtsbehör-

de in Baden-Württemberg (Innenministe-
rium) übernahm. Nach den Feststellungen
der Aufsichtsbehörden enthielten etwa die

Hälfte der noch vorhandenen Rinsat/proto-
Rolle unzulässige Inhalte. Die damit verbun-
denen datenschutzrechtlichen Verstöße wur-

den vielfach als schwerwiegend bewertet.
Auch für die Videobeobachtung der Mitar-
heiter fehlte in vielen Fällen die Rcchts-

grundlage. Alie Vertriebsgesellschaften wa-
ren darüber hinaus ihrer nach § 4f BDSG
bestehenden Verpflichtung, einen betriebli-
chen Datenschutzbeauftragten zu bestellen,
nicht nachgekommen.

Gegen die Vertriebsgeseilschaften wurden
Bußgelder in einer Cesamthöhe von rd.
1, 5 Mio.   festgesetzt. Die gegen die ein-
zelnen Gesellschaften verhängten Geld-
büßen bewegten sich dabei zwischen 10. 000
unil 310.000  . Geahndet wurde von allen

Aufsichtsbehörden die Nichtbestellung ei-
nes Datenschutzbeauftragten niit jeweils
10.000  . Geldbußen wegen unzulässiger
Mitarbeiterüberwachung wurden dann fest-
gesetzt, wenn Verstöße anhand von Einsatz-
Protokollen der beauftragten Detekteien
nachweisbar waren. In Hessen ist eine Ver-

triebsgesell schaft ansässig, gegen die ein
Bußgeld wegen Verstoßes gegen die Pflicht,
einen betrieblichen Datenschutzbeauftrag-
ten zu bestellen, in Höhe von 10. 000   ver-

hängt wurde. Weitere Bußgelder wurden
nicht erhoben, denn bei der hess. Vertriebs-

gesellschaft waren, ebenso wie bei einigen
Gesellschaften in anderen Bundesländern,
sämtliche Einsatzberichte von Detekteien

bzw. Sicherheitsunternehmen bei Beginn
derdatenschutzrechtlichen Überprüfung be-
reits vernichtet. Es konnte somit nicht mehr
festgestellt werden, ob im Rahmen der De-
tektivübervvachung Berichte mit un/ulässi-
gen Inhalten angefertigt und von der Ver-
triebsgesellschaft entgegengBnommen, ge-
lesen und aufliewahrt wurden. Wie weiteren
Medienberichten zu entnehmen war, konn-

ten (.lemrtige Praktiken derMitarbeiterüber-
vvachung nicht nur in diesem einen UN be-
obachtet werden. Vielmehr ycheinen sie in
der Lebensmittelbranche teilweise an der
Tagesordnung zu sein. Die Datenschutzauf-
sichtsbehörden haben daher vereinbart,
auch die anderen in ihrem jeweiligen Zu-
stand igkeitsbe re ich ansässigen Lebensmit-
telhändler - insbes. in den Presseartikeln
Hf'iitini-itcn - citier l.'liL'rprüfLing zu unttj ]'-

/ie'hcii. ...

12. 2 Videoüberwachung am
Arbeitsplatz

In Folge der Medienberichre, die sich mit
der Mitarbeiterübervvachung - u.a. mittels
Einsatz von Videokameras - in Lcbensmit-
telmärkten befassten, wurden auch aus an-

deren Branchen eine Reihe von Anfragen
und Beschwerden über Videobeobachtung
am Arbeitsplatz an die Aufsichtsbehörde
herangetragen. In einem Metall verarbeiten-
den Betrieb wurde bspvv. das Betriebs-
geläncle und die Werkshallen durch Video-
kameras überwacht. Die Notwendigkeit der
Maßnahme wurde seitens der Betriebslei-

rung damit begründet, dass es in der Ver-
gangenheit Diebstähle in großem Ausmaß,
Manipulationen bei der Stückaufschreibung
etc. gegeben habe. Diebstähle hätte man
wegen nicht ausreichender Beweise gegen
bestimmte Personen bisher nicht zur An-
zeige gebracht. Von der Videoüberwachung
verspreche man sich sowohl eine abschre-
ckende Wirkung als auch eine Handhabe
/ur Beweisführung bei weiteren Vorkomm-
nissen.

Aus clatenschutzrcchtlicher Sicht wurde

zwar grundsätzlich das berechtigte Inter-
esse der Firmenleitung an der Videobeob-
achtung anerkannt, allerdings nicht in dem
vorhandenen Ausmaß. Soweit sich im Blick-

felcl der Kameras keine Arbeityplatze befan-
den und Mitarbeiter nur dann aufgenom-
men wurden, wenn sie die Hallen, die Flure

etc., auf die die Kameras gerichtet waren,
durchquerten oder sich dort kurzfristig auf-
hielten, bestanden gegen die Videoüberwa-
chang keine Bedenken. Wie die Vertreter
der Aufsichtsbehörde allerdings anlässlich
einer Begehung des Betriebsgeiändes fest-
stellen konnten, waren 3 Kameras direkt auf

Arbeitsplätze gerichtet, sorlass die dort be-
schäftigten AN permanent von der jeweili-
gen Kamera erfasst wurden. Ein berechtig-
tes Interesse an der Beobachtung dieser Ar-
beitsplätze, z. B. wegen eines konkreten
Diebstahlverdachts gegen die dort tätigen
Mitarbeiter, wurde seitens des AG nicht gel-
tend gemacht, damit war die h;rforderlich-
keit dieser Maßnahme aus/'uschließen. Vief-

niehr überwogen hier die schutxwürdigen
Interessen der betr. ßeschaftigtrn. Auch
wenn sich diese Mitarbeiter nicht ständig
an ihrem Arbeitsplatz aufhielten, war die
Vicleobeoüachtung in diesen Fällen doch als
eine ständige und damit unzulässige Uber-
wachungymaßnahme zu bewerten. Eine sol-
ehe dauerhafte Kontrolle erzeugt bei AN
einen Ubervvachungsdruck, der mit dem
grundgesetzlich garanlierten Schutz ihrer
Pcrsönlichkeitsrechte nicht zu vereinbaren

ist. Die Betriebsleitung wurde aufgefordert,
diese Kameras entweder zu entfernen oder

l vvw^v. ZAftDa. de; dazu vgl. auc;h Kappen, Compu-
tpr lind Artwir 10/2009, 25ff. ; 7111-Ubprmittliing
^'uii ]'tj rst)i'iii](tiil('ii \v, \. ]^\. K\\'-/?(;. !x7);jicii'?f), 12.

.\tifl. 2()lt', § 83 1^11. 5 iii«\.

Ai. R . ii -17/?ar !9 415


